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Aus der Gemeinderatssitzung vom 11.03.2026 
 
Bürgerfragestunde 
Eine Bürgerin nahm Bezug auf das unter Tagesordnungspunkt 6 zu beratende 
Baugesuch und erkundigte sich nach der Angrenzerbenachrichtigung, der 
Spielplatzfrage und dem Abstand der geplanten Garage zur Bergstraße. Hierzu 
informierte der Bürgermeister, dass es seit der Änderung der Landesbauordnung 
keine klassische Angrenzerbenachrichtigung mehr gäbe wie früher. Diese erfolge nur 
noch im Einzelfall auf Anordnung des Landratsamtes. Ein kleiner Spielplatz ist im 
Bauantrag dargestellt. Es soll jedoch versucht werden, dass durch eine 
Ablösevereinbarung mit dem Vorhabenträger der Ablösebetrag in bestehende 
Spielplätze investiert und somit auf einen neuen Spielplatz im Gebiet verzichtet 
werden kann. Der Abstand der geplanten Garagen zur Bergstraße werde überprüft 
und müsse in ausreichendem Umfang eingehalten sein. 
 
Erarbeitung eines Gemeindeentwicklungskonzeptes und eines integrierten 
Stadtentwicklungskonzeptes 
In den nächsten Jahren stehen in der Gemeinde einige Entwicklungen an. Um für 
entsprechende Maßnahmen Fördermittel aus der Städtebauförderung bekommen zu 
können, ist die Erarbeitung eines sogenannten Gemeindeentwicklungskonzeptes 
(Gesamtörtliches Entwicklungskonzept, GEK) und darauf aufbauend eines 
integrierten Stadtentwicklungskonzeptes (ISEK) notwendig. In diesen Konzepten 
werden Zielsetzungen der Gemeindeentwicklung erarbeitet. In der Sitzung vom 
10.12.2025 hat der Gemeinderat beschlossen, ein solches 
Gemeindeentwicklungskonzept und das integriertes Stadtentwicklungskonzept zu 
erarbeiten. Für die Begleitung und Erarbeitung wurde das Büro LBBW Immobilien 
Kommunalentwicklung GmbH beauftragt. In der jetzigen Sitzung berichtete Monika 
Endras von der Kommunalentwicklung GmbH über den Sachstand und stellte das 
Verfahren sowie den Ablauf für die Erarbeitung des 
Gemeindeentwicklungskonzeptes und des integrierten Stadtentwicklungskonzeptes 
vor. Bestandteile des Verfahrens sind insbesondere die Erstellung des GEK, die 
Erstellung des ISEK, eine Bürgerbeteiligung / Bürgerbefragung, eine 
Jugendbeteiligung (Bürger- und Jugendbeteiligung erfolgen voraussichtlich im April / 
Mai 2026), Klausur des Gemeinderats (voraussichtlich im Juni 2026), eine öffentliche 
Informationsveranstaltung für die BürgerInnen (vorgesehen am 11.07.2026), die 
Vorstellung  / Ausstellung der Ergebnisse und schließlich die Antragstellung auf 
Aufnahme in die Städtebauförderung. Diese muss bis 31.10.2026 erfolgen. Im 
Rahmen des Verfahrens sind auch sogenannte „städtebauliche Lupen“ möglich. 
Dabei werden bestimmte Punkte / Standorte genauer „unter die Lupe genommen“. 
Frau Endras beantwortete verschiedene Fragen aus dem Gremium und stellte das 
Untersuchungsgebiet vor. 
Der Gemeinderat nahm den Sachstand sowie das vorgestellte Verfahren und den 
Ablauf zustimmend zur Kenntnis. Eventuell zusätzliche zu beauftragende 
„städtebauliche Lupen“ sollen im Laufe des Verfahrens festgelegt werden. Die 
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Unterlagen zum GEK und ISEK stellen wir auf der Homepage der Gemeinde ein 
unter www.gemeinde-vogt.de unter „Bürger“. 
 
Umsetzung einer Moorschutzmaßnahme im Reichermoos 
Im Zuge der Bebauungsplanung für das Baugebiet „Damooserweg-Küchel“ wurde mit 
dem BUND vereinbart, dass die Gemeinde für die Aufwertung einer Moorfläche 
10.000 € zur Verfügung stellt. Dieser Betrag ist im Haushalt 2026 enthalten und soll 
nun entsprechend verwendet werden. Hierzu stellte Robert Bauer vom 
Landschaftserhaltungsverband (LEV) eine Maßnahme im Reichermoos vor. Dabei 
geht es im Wesentlichen um die Wiederherstellung von Hochmoorflächen durch 
Regenwasserrückhaltung und die Wiedervernässung von Teilbereichen durch das 
Anheben des Wasserstandes und das Verschließen von Gräben. Es handle sich um 
eine einfache, erprobte Maßnahme, die pragmatisch umsetzbar sei, ohne größeres 
Konzept. Dennoch könne durch die Maßnahme ein Beitrag zum Naturschutz- und 
Klimawirkung erreicht und die biologische Vielfalt verbessert werden. 
Aus dem Gremium kam eine kritische Rückfrage, ob die Maßnahme zur Vernässung 
umliegender Grundstücke führen könnte. Diese Gefahr sah Herr Bauer nicht. Im 
Übrigen wurde die Maßnahme begrüßt. Bei einer Gegenstimme stimmte der 
Gemeinderat der Durchführung der vorgestellten Maßnahme unter Federführung des 
Landschaftserhaltungsverbandes zu. Die im Haushalt eingestellten Mittel in Höhe 
von 10.000 € werden dem Landschaftserhaltungsverband hierfür zur Verfügung 
gestellt. 
 
Fortschreibung des Regionalplans Bodensee-Oberschwaben; Regionale 
Infrastruktur – Teilregionalplan Energie (Kap. 4.2) sowie Änderungen an 
anderen Plankapiteln - Erneutes Beteiligungsverfahren (3. Offenlage) gemäß § 
9 Absatz 2 und 3 des Raumordnungsgesetzes (ROG) in Verbindung mit § 12 
Absatz 2 und 4 des Landesplanungsgesetzes (LplG); Stellungnahme der 
Gemeinde 
Der Regionalverband führt für die geänderten Teile des beschlossenen Planwerks 
eine erneute Beteiligung durch. Hierüber wurde auch im Mitteilungsblatt vom 
19.02.2026 berichtet. Die Gemeinde kann hierzu eine Stellungahme abgeben. Die 
Unterlagen des Regionalverbands sind auf der Homepage des Regionalverbands 
einsehbar (https://www.rvbo-energie.de/#anhoerung) . Der Regionalverband wies 
darauf hin, dass eine Stellungnahme nur in Bezug auf die Änderungen (entfallene 
Gebiete nach der zweiten Anhörung) möglich sei. Nach Rücksprache mit dem von 
der Gemeinde hinzugezogenen Rechtsanwalt ist eine Stellungnahme im Rahmen 
dieser Anhörung nicht zwingend geboten, da es sich um die Herausnahme einer 
Fläche handelt. (Für den Bereich der Gemeinde Vogt handelt es sich dabei um die 
Teilfläche eines Vorranggebietes Windenergie im Altdorfer Wald, „Altdorfer Wald – 
Süd 2“). Da die Herausnahme jedoch nicht in dem Umfang erfolgt wie gewünscht, 
wurde vorgeschlagen, zur Herausnahme keine Einwendungen vorzubringen, jedoch 
darauf hinzuweisen, dass aus Sicht der Gemeinde die Herausnahme zu gering ist.  
Aus dem Gremium kam die Frage nach der Notwendigkeit der Stellungnahme. Die 
Verwaltung erläuterte, dass sie es für zweckmäßig erachte, wenn die Belange der 
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Gemeinde, die in vorausgegangenen Beratungen im Gemeinderat beschlossen 
worden waren, im Rahmen der Verfahren jeweils vorgebracht werden.  
Der Gemeinderat beschloss bei drei Gegenstimmen, die Stellungnahme auf der 
Basis des vom Rechtsanwalt vorbereiteten Entwurfs gegenüber dem 
Regionalverband abzugeben. 

 
Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung im vereinfachten Verfahren – 
Änderungsplanung vom 14.01.2026, Bauort: Flst. Nr. 768/8 und 762/5, 
Bergstraße 17, Bauvorhaben: Umnutzung des Bürogebäudes in ein 
Mehrfamilienhaus mit 21 Wohnungen, Anbau von Balkonen und Neubau von 
Carports und Garagen 
Der Gemeinderat hatte sich zuletzt in der Sitzung vom 16.07.2025 mit dem Vorhaben 
befasst. Es liegt nun eine geänderte Planung vor. Hierzu ist über die Erteilung des 
gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 Baugesetzbuch zu entscheiden. 
Gegenüber der bisherigen Planung wurden die Größe der Wohnungen geändert, 
neue Garagen eingeplant und die Dächer der Garagen bekiest vorgesehen (bisher 
begrünt).  
Es bestand Einigkeit, dass bei den neuen Wohnungsgrößen nach wie vor der 
gewünschte Wohnungsmix gegeben ist. Bei den Standorten der Garagen bestanden 
Bedenken bzgl. der Sichtwinkel. Bzgl. der Begrünung der Dächer wurde einerseits 
auf die Regenwasserpufferung hingewiesen, andererseits wurden die Kosten 
angeführt, die den Wohnraum verteuern könnten. Es bestand Einigkeit, dass es 
wünschenswert wäre, wenn das Vorhaben vorankäme und zeitnah mit der 
Umsetzung begonnen werden könnte. Schließlich fasste der Gemeinderat folgende 
Beschlüsse: 
Das gemeindliche Einvernehmen für das beantragte Bauvorhaben in der 
vorliegenden geänderten Form wird nicht erteilt (eine Gegenstimme). 
Die Planung muss entsprechend angepasst werden, sodass die Sichtwinkel bei den 
Zu- und Ausfahrten in die künftige Erschließungsstraße des Gebietes und auf die 
Bergstraße ausreichend eingehalten sind (eine Gegenstimme). 
Der Antrag, dass die Garagendächer begrünt sein müssen, wurde bei 5 Ja- und 9 
Nein-Stimmen mehrheitlich abgelehnt. Es wurde jedoch die dringende Empfehlung 
ausgesprochen, die Dächer zu begrünen (bei zwei Gegenstimmen). 
Die Entwässerung muss entsprechend geändert werden, sodass diese dem 
Gesamtkonzept entspricht und ordnungsgemäß gegeben ist (einstimmig). 
Die Verwaltung wurde beauftragt und ermächtigt, das gemeindliche Einvernehmen 
zu erteilen, wenn die zuvor beschlossenen Punkte entsprechend nachgewiesen und 
berücksichtigt sind (einstimmig). 

 
Umstellung der Beleuchtung der Flutlichtanlage in der Sportanlage an der 
Jahnstraße auf LED 
Bei der Flutlichtanlage auf dem Sportplatz an der Jahnstraße sind noch Leuchtmittel 
im Einsatz, die relativ viel Energie verbrauchen. Es kommt deshalb eine Umstellung 
auf LED in Betracht. Diese war bislang im Haushalt in der Finanzplanung 2029 
eingeplant. Hierfür sind dort in der mittelfristigen Finanzplanung 95.000 € eingestellt. 
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Da die Förderung für eine solche Maßnahme in absehbarer Zeit eingestellt werden 
soll, befasste sich der Gemeinderat bereits jetzt damit. Die Umstellung wird 
vorgeschlagen, da die derzeitigen Lampen einen relativ hohen Energieverbrauch 
haben und der Wartungsaufwand steigt. Unter Berücksichtigung der Förderung und 
des sonstigen Aufwands dürfte eine Amortisation nach ca. 7-8 Jahren gegeben sein. 
Der Gemeinderat beschloss einstimmig, die möglichen Förderungen zu beantragen 
und die erforderlichen Haushaltsmittel für die Umsetzung der Maßnahme im 
Haushaltsjahr 2027 einzuplanen. 
 
Ersatzbeschaffung eines Schneepflugs für den Fendt-Schlepper des 
Gemeindebauhofs 
Es hat sich gezeigt, dass der im Jahr 2024 beschaffte Schneepflug in der Praxis nicht 
wie angenommen funktioniert und deshalb an den Händler zurückgegeben wird. Der 
Gemeinderat stimmte einstimmig der Ersatzbeschaffung des Schneepflugs zu. Der 
Auftrag wird an den wirtschaftlichsten Bieter, die Firma Kremler Landtechnik 
GmbH&Co.KG aus Lindau erteilt. Die Angebotssumme beläuft sich auf 9.184,54 €. 

 
Ersatzbeschaffung eines LKW-Salzstreugerätes für den Winterdienst des 
Gemeindebauhofs 
Der 22 Jahre alte Salzstreuer auf dem LKW muss aufgrund seines Zustands 
ausgetauscht werden. Hierzu lagen verschiedene Angebote vor. Auch die Frage, ob 
ein Sole-Gerät eingesetzt werden sollte, wurde angesprochen. Dies war im Vorfeld 
geprüft worden mit dem Ergebnis, dass unter Abwägung verschiedener Aspekte 
(insbesondere Wirkung, Kosten, Aufwand zur Umrüstung) das jetzt vorgesehene 
Gerät vorgeschlagen wurde. Einstimmig stimmte der Gemeinderat der 
Ersatzbeschaffung wie vorgeschlagen zu. Der Auftrag wurde der Firma Knoblauch 
GmbH, Immendingen erteilt. Die Angebotssumme beläuft sich auf 36.827,13 €. 

 
Beschaffung eines Unkrautbekämpfungsgerätes für den Gemeindebauhof 
Die Unkrautbekämpfung durch den Gemeindebauhof läuft derzeit überwiegend 
mechanisch. Sie ist jedoch sehr arbeits- und zeitintensiv. In Betracht kommt ein 
thermisches Verfahren in Form eines Gerätes, das mit Heißwasser arbeitet. 
Einstimmig beschloss der Gemeinderat die Beschaffung des 
Unkrautbekämpfungsgerätes wie vorgeschlagen. Der Auftrag wird erteilt an die Firma 
Stadiko, Dinklage. Die Angebotssumme beläuft sich auf 32.725 €.  
Die Verwaltung erläuterte ergänzend, dass dieses Gerät im „gegenseitigen Tausch“ 
mit dem Sinkkastenreinigungsgerät der Gemeinde Amtzell eingesetzt werden soll. 
Das heißt, das Amtzeller Sinkkastenreinigungsgerät darf von der Gemeinde Vogt 
mitgenutzt werden, die Gemeinde Amtzell kann das Vogter 
Unkrautbekämpfungsgerät mitnutzen. 

 
Durchführung von Maßnahmen nach der Eigenkontrollverordnung im Hinblick 
auf die Sanierung des Fahrbahnbelags in der Ortsdurchfahrt auf der 
Landesstraße 325  
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Der Fahrbahnbelag auf der Landesstraße 325 soll in der Ortsdurchfahrt Vogt in den 
nächsten Jahren durch das Land saniert werden. Hierzu sollen im Vorfeld auch 
mögliche Maßnahmen der Gemeinde durchgeführt werden. Dazu gehören unter 
anderem auch eventuelle Kanalsanierungsmaßnahmen. Um zu sehen, ob hier 
Bedarf besteht, müssen die Leitungen im Bereich des geplanten 
Sanierungsabschnittes im Voraus befahren werden. Dabei handelt es sich um eine 
Maßnahme nach der Eigenkontrollverordnung. Einstimmig beschloss der 
Gemeinderat, die Befahrung als Anschlussauftrag an die Firma Male Kanaltechnik 
GmbH&Co.KG zu erteilen, da diese bereits die vor kurzem beauftragten Maßnahmen 
im Gemeindegebiet durchführt. 
Im Rahmen der Beratung wurden noch verschiedene Punkte angesprochen, die im 
Rahmen der Fahrbahnsanierung geprüft werden sollten, wie z. B. Fahrbahnbelag, 
Breitband, Radwegführung und Tempomessungen. Die Prüfung dieser Punkte erfolgt 
im weiteren Verlauf der Vorbereitungen der Maßnahme. 


